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Vorwort der Herausgeber

Bereits in seinem Vorwort zu dieser Auflage wird die Motivation Reinhard Richardis für
die Aktualisierung seiner bewährten Darstellung des Arbeitsrechts in der Kirche deutlich.
Er sieht durch erschütternde Ereignisse in kirchlichen Institutionen, aber auch durch Än-
derungen in der Rechtsprechung die Grundfesten der Kirchen, bedeutsamer Teil der ge-
sellschaftlichen Ordnung, wenigstens berührt, wohl sogar bedroht. Er möchte mit seiner
Überarbeitung des Rechts der Beschäftigten im kirchlichen Dienst verhindern, „dass zer-
bricht, was erhaltenswert ist“.

So enthält die 8. Auflage Ergänzungen und Änderungen in allen Abschnitten, wobei
einige Abschnitte stärker als andere überarbeitet wurden. Schwerpunkte finden sich im
§ 1 über die staatskirchenrechtlichen Grundlagen beim Antidiskriminierungsrecht der Eu-
ropäischen Union in den Randnummern 39 ff. Die engagiert kritische Auseinanderset-
zung mit der jüngsten Rechtsprechung des EuGH und des BAG findet ihre Fortsetzung
im § 6 (Rn. 4 ff.) und im § 7 (Rn. 21 und 30). Ebenso kritisch kommentiert er die Aus-
wirkungen des 2017 in Kraft getretenen § 611a BGB auf das kirchliche Individualarbeits-
recht und das Mitarbeitervertretungsrecht (§ 2 Rn. 13; § 18 Rn. 27 ff.).

Doch seinem im Vorwort formulierten Anspruch wird Richardi wenigstens ebenso
durch die umfassende systematische, aktualisierte Darstellung der Besonderheiten im
Dienst der kirchlichen Institutionen gerecht. Wer sich nicht nur aktuellen Fragen aus dem
Arbeitsrecht in diesem Bereich widmen will, sondern deren Einordnung in die Besonder-
heiten der kirchlichen Gegebenheiten erkennen will, kommt an der Beschäftigung mit
dem vorliegenden Werk nicht vorbei.

Die Herausgeber danken dem Autor und dem Verlag dafür, das bedeutende Werk in
nunmehr 8. Auflage begleiten zu können.

Erfurt im Juli 2019
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Vorwort

Das kirchliche Arbeitsrecht gilt nicht nur für die Arbeitnehmer in der Kirchenverwaltung,
sondern vor allem auch in den Einrichtungen der Caritas und der Diakonie. Nach dem
Selbstverständnis der Kirche bezieht sich ihr Sendungsauftrag neben der Wortverkündi-
gung und der Sakramentenspendung auf den Dienst am Mitmenschen. Damit wird ihr
sozial-karitativer Bereich erfasst, der privatrechtlich organisiert ist. Die Kirchen haben in
diesem Bereich rechtstatsächlich eine herausragende Stellung; denn eine Vielzahl aller ab-
hängig Beschäftigten der freien Wohlfahrtspflege ist in Einrichtungen der Caritas oder der
Diakonie tätig.

Stellt man auf die Zahl der Arbeitnehmer ab, die im kirchlichen Dienst stehen, so er-
scheinen die Kirchen nach dem Staat als zweitgrößter Arbeitgeber. Doch das Bild des
einheitlichen Arbeitgebers Kirche trügt. Schon nach ihrem Selbstverständnis kann die
Kirche nicht als Arbeitgeber definiert werden. Sie ist es auch nicht aus der Sicht der staat-
lichen Rechtsordnung, sondern es geht ausschließlich darum, dass Gliederungen der ver-
fassten Kirche, die man häufig abwertend als Amtskirche bezeichnet, oder Einrichtungen,
die nach dem Staatskirchenrecht des Grundgesetzes der Kirche zugeordnet werden, die
Funktion als Arbeitgeber ausüben, weil sie mit ihren Mitarbeitern Arbeitsverträge ab-
schließen. Bei genauer Betrachtung des sozialen Sachverhalts ist gerade der kirchliche Be-
reich durch eine Vielzahl sehr kleiner Arbeitgeber gekennzeichnet; es ist die Vielzahl von
Vereinen und Einrichtungen, die nach ihrem Zweck einen der Kirche gestellten Auftrag
erfüllen.

Nach dem Staatskirchenrecht des Grundgesetzes ermöglicht die Verfassungsgarantie des
Selbstbestimmungsrechts den Kirchen, den Dienst in den ihnen zugeordneten Einrichtun-
gen nach ihrem bekenntnismäßigen Verständnis zu regeln. Dabei handelt es sich nicht,
wie vor allem in letzter Zeit vielfach missverstanden wird, um eine Privilegierung, son-
dern es geht um die Offenhaltung eines eigenen Weges in der nach dem Grundgesetz
freiheitsrechtlich ausgerichteten Arbeitsverfassung.

Das kirchliche Arbeitsrecht bildet deshalb auch ein Teilgebiet des Kirchenrechts, das
bei der Gewährung von Rechtsschutz von den staatlichen Gerichten anzuwenden ist. Die
im Selbstbestimmungsrecht der Kirchen enthaltene Ordnungsbefugnis gilt nach der Er-
kenntnis des Bundesverfassungsgerichts nicht nur für die kirchliche Ämterorganisation,
sondern allgemein für die Ordnung des kirchlichen Dienstes.

Seit der letzten Auflage 2015 haben sich die Grundlinien des kirchlichen Arbeitsrechts
nicht geändert. Das Bundesarbeitsgericht hat sie sogar in seiner Rechtsprechung zur
Streikfreiheit bestätigt. Der Europäische Gerichtshof hat allerdings durch seine Rechtspre-
chung zum Diskriminierungsschutz den Blickwinkel verändert. Die Missbrauchsfälle ha-
ben außerdem dem Ansehen vor allem der katholischen Kirche geschadet. Sie haben eine
Diskussionslage ausgelöst, die an die Grundfesten der Kirchen in der gesellschaftlichen
Ordnung rührt. Trotz meines Alters lege ich deshalb eine Neuauflage vor, um zu verhin-
dern, dass zerbricht, was erhaltenswert ist.

Darin weiß ich mich mit meiner verstorbenen Frau einig, die ehrenamtlich Herausra-
gendes geleistet hat. Ihr ist deshalb auch diese Auflage gewidmet.

Pentling, den 2. 7.2019 Reinhard Richardi
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